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Wer ist wer 
im neuen Kabinett?

„Bürokratieabbau durch einfache Digitalisierung 
und freundliche Privatisierung“
Der Koalitionsvertrag von CDU und FDP setzt Digitalisierung und Bürokratieabbau in den Fokus 
der Zukunftspläne für Nordrhein-Westfalen

Lässt sich Wichtigkeit in Zahlen messen? Wenn ja, dann 
sind für CDU und FDP die Prioritäten ganz klar verteilt. 
In ihrem Koalitionsvertrag kommt das Wort „Digitali
sierung“ ganze 63 Mal vor. Gefolgt von „Privatisierung“ 
oder „Privat“, die mit 37 Erwähnungen jedoch nur noch 
halb so wichtig scheinen. Etwa gleichbedeutend ist da
gegen der „Bürokratieabbau“ oder die „Entbürokratisie
rung“ mit 36 Nennungen.

Immerhin noch 27 beziehungs-
weise 17 Mal tauchen die 
Wörter „einfach“ und „freund-
lich“ auf, meist im Zusammen-
hang mit der „Vereinfachung 
der Beantragung“ und einer 
„wirtschaftsfreundlichen“, 
„nutzerfreundlichen“ und 
„familienfreundlichen“ Politik. 

Verknüpft man diese Wörter 
zu einem Satz ergibt sich: 

„Bürokratieabbau durch einfa-
che Digitalisierung und 
freundliche Privatisierung“. 
Unter diesem Gesichtspunkt 
hat der Deutsche Beamten-
bund Nordrhein-Westfalen 
den Koalitionsvertrag genauer 
unter die Lupe genommen: 

„In literarischen Kategorien 
ausgedrückt, lässt sich der 
Koalitionsvertrag folgender-

maßen beschreiben: Er 
ist für den öffentli-
chen Dienst als 
Bestseller gestar-
tet, zwischen-
drin finden sich 
mehr als nur 
drei ??? und an 
einigen Stellen 
hat er das Po-
tenzial zum 
Horrorroman zu 
werden“, fasst 
Roland Staude, 
Vorsitzender des 
Deutschen Beamten-
bundes Nordrhein-Westfa-
len, die Pläne von CDU und 
FDP zusammen. 

Bekenntnis zum Berufs
beamtentum, Optimierung 
der Beihilfe im bestehen
den System

Positiv zu bewerten ist zu-
nächst einmal das Bekenntnis 
zum öffentlichen Dienst, ins-
besondere zum Berufsbeam-
tentum, das in seiner jetzigen 
Art und Weise erhalten bleiben 
soll. Statt der Einführung einer 
Einheitsversicherung setzt die 
künftige Landesregierung auf 
eine Optimierung der Beihilfe 
im bestehenden System. Darü-
ber hinaus ist auch positiv zu 
bewerten, dass in einigen Be-

reichen eine gezielte Aufsto-
ckung des Personals stattfin-
den soll. 

Mit Sorge erfüllt den DBB 
NRW jedoch vor allem die an 
vielen Stellen durchscheinen-
den Privatisierungsabsichten. 
„Gerade in den vergangenen 
Monaten und Jahren hat der 
öffentliche Dienst gezeigt, wie 
wichtig er für die Funktionsfä-
higkeit des Staates ist. Sobald 
wieder ruhige Zeiten einkeh-
ren, wird die Leistungsfähig-
keit vergessen und der öffent-
liche Dienst wird nur noch als 
Kostenfaktor betrachtet“, er-
klärt Roland Staude. „Gerade 
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hoheitliche Tätigkeiten können 
und dürfen nicht einfach ex-
tern ausgegliedert werden.“ 

„Digitaldividende“ – 
Begriff stößt beim DBB 
NRW auf Besorgnis

Weiteren Anlass zur Besorgnis 
bietet auch die Formulierung 
„Digitaldividende“. Hinter die-

sem wohlklingenden Begriff 
verbirgt sich das Ziel, durch 
Entbürokratisierung, Digitali-
sierung und Standardisierung 
eine Konsolidierung des Haus-
halts zu erreichen. „Natürlich 
kann eine Aufgabenkritik sinn-
voll sein, genauso wie die Un-
tersuchung von Prozessen 
nach Optimierungspotenzial. 
Das Hauptziel darf jedoch 

nicht sein, dadurch Personal 
abzubauen“, so der DBB NRW 
Vorsitzende.  

Insgesamt lässt sich zusam-
menfassen, dass der Koali-
tionsvertrag für den öffent-
lichen Dienst durchaus 
Verbesserungen bringen 
kann. Gleichzeitig werden 
aber auch einige Risiken auf-

gezeigt. Der nordrhein-west-
fälische Beamtenbund wird 
die Entwicklungen in den 
nächsten fünf Jahren kons-
truktiv, aber auch kritisch be-
gleiten. Aus diesem Grund 
wird der DBB NRW nun zeit-
nah die Gespräche mit der 
 Politik aufnehmen. 

 JM

Landesregierung beschließt 
umfangreiche Umressortierung
Innenministerium lässt kräftig Federn: Kommunales und Informationstechnik (IT) 
nicht mehr Aufgabe des IM

Während das Finanzministerium und das Justizministerium lediglich eine Umbenennung ihrer Ressortbezeichnung 
erfahren, hat der Ministerpräsident in seinem Organisationserlass zum Teil erhebliche Verschiebungen von Zustän
digkeiten vorgenommen. 

WIRTSCHAFTS- 
MINISTERIUM

Andreas Pinkwart (FDP)

FAMILIEN- 
MINISTERIUM

Joachim Stamp (FDP)

HEIMAT-/BAU- 
MINISTERIUM

Ina Scharrenbach (CDU)

WISSENSCHAFTS- 
MINISTERIUM
– Forschungs 

referate

UMWELT- 
MINISTERIUM

– Erneuerbare Energien 
– Stromnetze

INNEN- 
MINISTERIUM
– Flüchtlinge 

– Ausländerrecht, 
Abschie 
bungen

ARBEITS- 
MINISTERIUM
– Integration

GESUNDHEITS- 
MINISTERIUM

– Gleichstellung

INNEN 
MINISTERIUM

– Kommunales

VERKEHRS- 
MINISTERIUM

– Bau

Vor allem drei Ministerien be-
kommen deutlich mehr Ein-
fluss als alle anderen: die neu-
en Ministerien für Wirtschaft, 
Familie und Heimat. 

Allen voran Minister Andreas 
Pinkwart (FDP), der nicht 
nur die Zuständigkeit für den 
Landesentwicklungsplan (LEP) 
von der Staatskanzlei erhält 
und zudem allein für den Breit-
bandausbau im Lande verant-
wortlich sein wird. Er erhält 
vom Innenministerium zudem 
die Verantwortung für die 
die Bereiche E-Governance, 
IT-Sicherheit, IT-Architektur 
und die Steuerung des Landes-
amts für Statistik (IT NRW). 
Das bedeutet, dass künftig 
der CIO (Chief Information 
Officer) bei dem neuen Minis-
terium für Wirtschaft, Innova-
tion, Digitalisierung und Ener-
gie angesiedelt sein wird. 
Künftig ein sehr wichtiger An-
sprechpartner für den Deut-
schen Beamtenbund Nord-
rhein-Westfalen.

Auch Minister Joachim Stamp 
(FDP), der zugleich stellvertre-
tender Ministerpräsident ist, 
erhält mehr Kompetenzen. Er 
wird künftig nicht nur für Kin-
der und Familie verantwortlich 

STAATSKANZLEI
– Landes 

entwicklungsplan

INNEN- 
MINISTERIUM

– Informations 
technik, CIO
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Es wird kräftig verschoben 
Auszug aus dem Organisationserlass des neuen Ministerpräsidenten

Die Geschäftsbereiche der fol-
genden obersten Landesbehör-
den werden neu abgegrenzt:

In den Geschäftsbereich des 
Ministerpräsidenten gehen 
über
 ▪ aus dem Geschäftsbereich 

des ehemaligen Ministeri
ums für Familie, Kinder, 
Jugend, Kultur und Sport 
– Allgemeine Fragen des 
bürgerschaftlichen Engage-
ments (einschließlich Frei-
willigendienste, ohne Ehren-
amt in der Schule) und des 
gesellschaftlichen Engage-
ments von Unternehmen 
– Sport (außer Schulsport), 
Sportstätten

In den Geschäftsbereich des 
ehemaligen Ministeriums für 
Familie, Kinder, Jugend, Kultur 
und Sport gehen über
 ▪ aus dem Geschäftsbereich 

des ehemaligen Ministeri
ums für Inneres und Kom
munales

die Aufgabengebiete 
  – Ausländer- und Asyl- 

angelegenheiten (soweit 
die Zuständigkeit nicht an-
deren Ministerien zugewie-
sen ist) 
– Staatsangehörigkeits-
wesen

 ▪ aus dem Geschäftsbereich 
des ehemaligen Ministeri
ums für Arbeit, Integration 
und Soziales 

die Aufgabengebiete
  – Integration von Menschen 

mit Zuwanderungsgeschich-
te, Recht der Integration (so-
weit die Zuständigkeit nicht 
anderen Ministerien zuge-
wiesen ist) 

– Dialog mit dem Islam 
(außer islamischer Religions-
unterricht)

 ▪ aus dem Geschäftsbereich 
des ehemaligen Ministeri
ums für Gesundheit, Eman
zipation, Pflege und Alter 

das Aufgabengebiet 
  – Lebensformenpolitik, 

gleichgeschlechtliche Le-
bensweisen (Politik für Les-
ben, Schwule, Bisexuelle, 
Transsexuelle, Transgender 
und Intersexuelle)

In den Geschäftsbereich des 
ehemaligen Ministeriums für 
Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk ge
hen über

 ▪ aus dem Geschäftsbereich 
des Ministerpräsidenten

das Aufgabengebiet
  – Raumordnung und 

Landesplanung
 ▪ aus dem Geschäftsbereich 

des ehemaligen Ministeri
ums für Inneres und Kom
munales

 – Automation (CIO)
 ▪ aus dem Geschäftsbereich 

des ehemaligen Ministeri
ums für Klimaschutz, Um
welt, Landwirtschaft, Natur 
und Verbraucherschutz

die Aufgabengebiete
  – Klimaschutz, Energie- 

und Klimaschutzstrategie, 
Energieeffizienz, Klimafol-
genstrategie

 ▪ aus dem Geschäftsbereich 
des ehemaligen Ministeri
ums für Wissenschaft, Inno
vation und Forschung

die Aufgabengebiete
  – Wuppertal Institut für Kli-

ma, Umwelt, Energie GmbH 
– Innovations- und Technolo-
giepolitik und -förderung, 
insbesondere für die Berei-
che: Übergreifende Fragen 
der Innovations- und Techno-
logiepolitik, Kooperation 
Wirtschaft/Wissenschaft, 
Transfer, ZENIT, Life Science, 
secure-it und Umwelttech-
nologie, Mikro-/Nano- und 
Optotechnologien, Entwick-
lung neuer Produktionstech-
nologien und neue Technolo-

Mitglied der Landesregierung Rechtsvorgänger 
Ressort

Abkürzung

Dr. Joachim Stamp MdL; Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

MFKJKS MKFFI

Lutz Lienenkämper MdL; Minister der Finanzen FM FM

Herbert Reul; Minister des Innern MIK IM

Prof. Dr. Andreas Pinkwart; Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie

MWEIMH MWIDE

KarlJosef Laumann; Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales MAIS MAGS

Yvonne Gebauer MdL; Ministerin für Schule und Bildung MSW MSB

Ina Scharrenbach; Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

MGEPA MHKBG

Peter Biesenbach MdL; Minister der Justiz JM JM

Hendrik Wüst MdL; Minister für Verkehr MBWSV VM

Christina Schulze Föcking MdL; Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

MKULNV MULNV

Isabel PfeifferPoensgen; Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft

MIWF MKW

Dr. Stephan HolthoffPförtner; Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten, Internationales und Medien

MCdS (in seiner 
Eigenschaft als 
Minister)

MBEIM

sein, sondern erhält zudem das 
Thema Integration (zuvor beim 
Arbeitsministerium) und die 
Bereiche Ausländer- und 
Flüchtlingsangelegenheiten 
(zuvor beim Innenministeri-
um). Sein Haus heißt künftig: 
Ministerium für Kinder, 

 Familie, Flüchtlinge und Inte-
gration.

Schließlich ist da noch die 
neue Ministerin für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleich-
stellung, Ina Scharrenbach 
(CDU). Sie erhält die Zustän-

digkeit für den Bau aus dem 
bisherigen Verkehrsministeri-
um sowie die Verantwortung 
für den Bereich Kommunales 
aus dem Innenministerium. 

Damit sind aus Sicht des DBB 
NRW die Kompetenzen des 

neuen Innenministers, Herbert 
Reul, deutlich beschnitten 
worden. Auf der anderen Seite 
hat es auch etwas Gutes: Er 
kann sich auf die Innere Sicher-
heit und das Dienstrecht der 
Beamtinnen und Beamten des 
Landes konzentrieren. JK

Hier ein Überblick über alle neuen Ministerinnen und Minister der NRWLandesregierung mit ihren 
jeweiligen Ressorts:
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Bauernhof/Nähe St. Peter-Ording,
Kühe, Schafe, Ponys, hofeigener Reitweg,
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2–6 Pers., Frühstück, Sauna, Hausprospekt!
Tel. (04862) 8541 www.rickerts.de
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gien in der Luft- und 
Raumfahrt

In den Geschäftsbereich des 
ehemaligen Ministeriums für 
Arbeit, Integration und Sozia
les gehen über
 ▪ aus dem Geschäftsbereich 

des ehemaligen Ministeri
ums für Gesundheit, Eman
zipation, Pflege und Alter

die Aufgabengebiete
  – Prävention (einschließlich 

gesundheitlicher Selbsthilfe) 
und gesundheitliche Versor-
gung, Gesundheitswirt-
schaft, Planung und Förde-
rung von Krankenhäusern, 
Arzneimittelsicherheit, Heil-
berufe, Rettungsdienst, Öf-
fentlicher Gesundheits-
dienst, Maßregelvollzug, 
Landeskliniken, soweit nicht 
den Bereichen Justiz und 
Wissenschaft zugeordnet

  – Krankenversicherung und 
Pflegeversicherung als Teil 
der Sozialversicherung

  – Pflege; Rehabilitation in 
der Krankenversicherung, 
Pflegeversicherung und dem 
Gesundheitswesen; Wohn- 
und Teilhabegesetz

  – Alten- und Familienpfle-
geausbildung

  – Geschäftsstelle der Stif-
tung Wohlfahrtspflege

  – Seniorenpolitik
  – Medienkompetenz und 

Verbesserung der Lebens-
qualität älterer Menschen

  – Demografischer Wandel, 
Generationenpolitik

In den Geschäftsbereich des 
ehemaligen Ministeriums für 
Innovation, Wissenschaft und 
Forschung gehen über
 ▪ aus dem Geschäftsbereich 

des ehemaligen Ministeri
ums für Schule und Weiter
bildung

das Aufgabengebiet
  – Allgemeine Weiterbildung, 

Weiterbildungsgesetz, Ar-
beitnehmerweiterbildungs-
gesetz

 ▪ aus dem Geschäftsbereich 
des ehemaligen Ministeri
ums für Arbeit, Integration 
und Soziales

die Aufgabengebiete
  – Landesbeirat für Vertriebe-

nen-, Flüchtlings- und Spät-
aussiedlerfragen

  – Entschädigungsleistungen 
für politisch Verfolgte aus 

der ehemaligen DDR (soweit 
die Zuständigkeit nicht an-
deren Ministerien zugewie-
sen ist)

 ▪ aus dem Geschäftsbereich 
des ehemaligen Ministeri
ums für Familie, Kinder, Ju
gend, Kultur und Sport

die Aufgabengebiete
  – Allgemeine Kulturpflege, 

insbesondere bildende 
Kunst, Theaterwesen, Biblio-
thekswesen, Literaturpflege, 
öffentliche Musikpflege, Ar-
chivwesen

  – Landeszentrale für politi-
sche Bildung, Kulturpflege 
nach § 96 BVFG

In den Geschäftsbereich des 
ehemaligen Ministeriums für 
Gesundheit, Emanzipation, 
Pflege und Alter gehen über
 ▪ aus dem Geschäftsbereich 

des ehemaligen Ministeri
ums für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Ver
kehr

die Aufgabengebiete
  – Allgemeines Bauwesen, 

insbesondere Bauaufsicht, 
Bautechnik

  – Stadtentwicklung, insbe-
sondere Stadterneuerung, 
Städtebauförderung, Bau-
leitplanung, Städtebaurecht, 
Flächenentwicklung, stadt-
entwicklungsbezogene regi-
onale Strukturpolitik

  – Denkmalschutz, Denkmal-
pflege, Denkmalförderung

  – Wohnungs- und Siedlungs-
entwicklung, insbesondere 
Wohnungsbauförderung, 
Wohnungswirtschaft, Woh-
nungsbestand 

  – Staatlicher Hochbau, so-
weit nicht anderen Ministe-
rien zugeordnet

 ▪ aus dem Geschäftsbereich 
des ehemaligen Ministeri
ums für Inneres und Kom
munales

das Aufgabengebiet
  – Angelegenheiten der Ge-

meinden und Gemeindever-
bände, insbesondere kom-
munales Verfassungsrecht, 
Kommunales Wirtschafts- 
und Prüfungswesen; Kom-
munalfinanzen einschließ-
lich kommunaler 
Finanzausgleich (zusammen 
mit dem Finanzministerium)

 ▪ aus dem Geschäftsbereich 
des ehemaligen Ministeri
ums für Klimaschutz, Um
welt, Landwirtschaft, Natur 
und Verbraucherschutz

die Aufgabengebiete
  – ländliches Planungs- und 

Bauwesen
  – ländliche Siedlung, Dorf-

erneuerung 
 
 
 
 

Gruppenfoto des neuen Landeskabinetts im Friedenssaal.
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Konkrete Umsetzung unbeantwortet geblieben
DBB NRW zur Entscheidung zum Tarifeinheitsgesetz

Roland Staude, Vorsitzender des Deutschen Beamten
bundes NordrheinWestfalen, setzt sich kritisch mit 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum 
Tarifeinheitsgesetz (TEG) vom 11. Juli 2017 
auseinander. 

Dieses hat das Gesetz für weit-
gehend mit dem Grundgesetz 
vereinbar erklärt. Als negativ 
bewertet Roland Staude, dass 
wesentliche Fragen hinsicht-
lich der konkreten Umsetzung 
unbeantwortet bleiben und 
zukünftig hier die Arbeitsge-
richte in die Bresche springen 
müssen. Positiv sieht er, dass 
die tarifliche Pluralität erhal-
ten bleibt und der Gesetzgeber 
hier konkret nachbessern 
muss. 

Auch dbb Bundesvorsitzender 
Klaus Dauderstädt bezeichnet 
die Entscheidung als „schwer 
nachvollziehbar“. Deutsch-
lands Sozialpartner bräuchten 
keinen Dompteur, sie könnten 

auch ohne gesetzliche Zwangs-
tarifeinheit verantwortungs-
voll mit ihren Rechten umge-
hen und individuell wie für das 
Gemeinwesen tragbare Kom-
promisse aushandeln. 

Immerhin hat das Gericht er-
kannt, dass das TEG keine Vor-
kehrung dafür trifft, die Inter- 
essen der Minderheitsgewerk-
schaften zu wahren. Karlsruhe 
verpflichtet den Gesetzgeber, 
hier bis Ende 2018 nachzubes-
sern. 

Dauderstädt kündigte an, dass 
der Kampf gegen die gewerk-
schaftsfeindliche Zwangsta-
rifeinheit fortgeführt werde 
und wenn nötig mit einer Kla-

ge vor dem Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte. 

Die Große Koalition hatte das 
Tarifeinheitsgesetz beschlos-
sen. Für den Fall einer „Kollisi-
on“ unterschiedlicher Tarif- 
verträge für dieselbe Beschäf-
tigtengruppe im Betrieb gibt 

es den Konfliktparteien eine 
Möglichkeit zu klären, welcher 
Tarifvertrag Vorrang haben 
soll. Als Kriterium gilt die Ge-
samtzahl der Mitglieder, wel-
che die konkurrierenden Ge-
werkschaften im betroffenen 
Betrieb vertreten.

JK

Roland Staude
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Bundestagswahlen

Wählen gehen: 
Bundestagswahlen am 

24. September 2017
Gewählt wird am Sonn-

tag, 24. September. 
Der Deutsche Beam-

tenbund Nordrhein-
Westfalen ruft alle 
Kolleginnen und 
Kollegen dazu auf, 
zur Wahl zu gehen. 
In Kürze wird der 

dbb auf seiner 
Website (www.dbb.

de) seine Wahl-
prüfsteine veröffentli-

chen. 

Diese sollen Ihnen bei der 
Entscheidung helfen, welche 
Partei Ihre Interessen am ehes-
ten vertritt.

Roland Staude, Vorsitzender 
des DBB NRW: „Ich bitte Sie, 
gehen Sie zur Wahl, machen 
Sie von Ihrem Wahlrecht Ge-
brauch und stärken Sie damit 
die demokratischen Parteien in 
unserem Land.“ 
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Himmet Ertürk (rechts) erläutert Joachim Klein (DBB NRW Magazin) 
die Organisation des vdla.

Himmet Ertürk zur Umressortierung 
und E-Government
Der neue vdla Landesvorsitzende im Gespräch mit dem DBB NRW Magazin

Himmet Ertürk, Beschäftigter beim Landesamt für 
Besoldung und Versorgung, wurde auf dem Gewerk
schaftstag der vdla Gewerkschaft am 27./28. April 2017 
in Kaarst zum neuen Landesvorsitzenden gewählt. Das 
DBB NRW Magazin hat ihn in der vdla Landesgeschäfts
stelle besucht – und Interessantes erfahren.

DBB NRW Magazin: Herr 
Ertürk, der bisherige vdla Vor-
sitzende Guido Arens, der Mit-
glied im geschäftsführenden 
Vorstand des Deutschen Be-
amtenbundes Nordrhein-
Westfalen ist, hat sich nicht 
mehr zur Wiederwahl aufstel-
len lassen.
Himmet Ertürk: Ja, das ist 
richtig. Guido Arens hat aus 
gesundheitlichen Gründen er-
klärt, dass er nicht mehr für 
das Amt des vdla Landesvorsit-
zenden kandidiert.

DBB NRW Magazin: Und hat 
große Fußstapfen hinter- 
lassen.
Himmet Ertürk: Das kann man 
so sagen. Deswegen wird es 
sicherlich nicht einfach, dieser 
großen Aufgabe gerecht zu 
werden. Daher habe ich auch 
eine starke Mannschaft zu-
sammengestellt, in der wir uns 
gegenseitig ergänzen. Ich bin 
zuversichtlich, dass wir ge-

meinsam die Aufgabe meis-
tern werden.

DBB NRW Magazin: Für den 
DBB NRW ist der vdla eine wich-
tige Gewerkschaft, da Ihr Ver-
band die Interessenvertretung 
in den meisten Ressorts ist. 
Himmet Ertürk: Das ist richtig, 
wir sind fast in allen Ressorts 
vertreten. Und wir haben auch 
bei den letzten Personalrats-
wahlen sehr gute Ergebnisse 
erzielt. Damit haben wir beste 
Voraussetzungen, den DBB 
NRW in die Ressorts hinein 
sehr gut zu unterstützen. Die-
ses Angebot möchte ich an 
dieser Stelle nochmals aus-
drücklich unterstreichen.

DBB NRW Magazin: Wie orga-
nisieren Sie eine schlagkräftige 
Vertretung gerade mit Blick 
auf die Vielzahl der doch zum 
Teil höchst unterschiedlichen 
Interessen in den verschiede-
nen Ressorts?

Himmet Ertürk: Unsere vdla 
Gewerkschaft ist auf drei Säu-
len aufgebaut. Da ist zu-
nächst die Verwaltung mit 
den Ministerien und deren 
nachgeordneten Geschäfts-
bereichen. Die zweite Säule 
sind die Hochschulen und 
Universitäten und die Dritte 
stellen die Universitätsklini-
ken dar. Diese drei Säulen ha-
ben wir im Landesvorstand 
fachspezifisch abgebildet. Ich 
meine, dass uns das gut ge-
lungen ist.

DBB NRW Magazin: Und vor 
Ort, an der berühmten „Basis“?

Himmet Ertürk: Wir haben eine 
dezentrale Mitgliederverwal-
tung und sind in Fachgruppen 
gegliedert. Dabei ist grund-
sätzlich jede Dienststelle eine 
Fachgruppe für uns. Vor Ort 
gibt es eigene Vorstände, die 
sich um die Belange der jewei-
ligen Mitglieder kümmern. 
Mit dieser Vorgehensweise ha-
ben wir einige Vorteile im Ge-
gensatz zu unserer gewerk-
schaftlichen Konkurrenz, die 
diese dezentrale Struktur nicht 
hat.

DBB NRW Magazin: Das macht 
den Erfolg der Vorteile aus?
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Himmet Ertürk: Das sehe ich 
so. Und genau diese Fachgrup-
pen wollen wir noch intensiver 
betreuen, indem wir als Lan-
desvorstand diese Fachgrup-
pen noch nachhaltiger unter-
stützen.

DBB NRW Magazin: Landtags-
wahlen – neue Regierung, neue 
Ressortzuschnitte. Da sind die 
Hauptpersonalräte und damit 
ihre Funktionsträger gefragt. 
Himmet Ertürk: Erst mit der 
Vorlage des Organisationser-
lasses hat die Verwaltung die 
Möglichkeit, das Erforderliche 
zu veranlassen. In erster Linie 
sind übrigens die örtlichen Per-
sonalräte in den Ressorts ge-
fordert; sie schultern den 
Großteil der notwendigen per-
sonalvertretungsrechtlichen 
Maßnahmen. Größtenteils 
handelt es sich dabei natürlich 
um Versetzungen, aber auch 
Umsetzungen bzw. Einstellun-

gen werden erfolgen. Und wir, 
und damit meine ich die von 
uns gestellten Personalrats-
mitglieder, werden uns im In-
teresse der betroffenen Kolle-
ginnen und Kollegen dafür 
einsetzen, dass alles seine 
Richtigkeit hat und seinen ge-
ordneten Gang nimmt. Auch 
der Landesvorstand wird hell-
wach sein und beobachten, 
wie das Ganze vonstattengeht.

DBB NRW Magazin: Müssen 
alle Personalvertretungen wie-
der neu gewählt werden?
Himmet Ertürk: Pauschal kann 
man das so nicht sagen. Es 

kommt auf den jeweiligen 
Einzelfall an. 

DBB NRW Magazin: Auf was 
achten Sie dabei als vdla be-
sonders?
Himmet Ertürk: Wenn Neu-
wahlen erfolgen, ist es aus un-
serem Verständnis heraus 
wichtig, wenn sich in der Zu-
sammensetzung des neu zu 
wählenden Personalrats das 
jeweilige Ressort mit seiner 
Zentralabteilung und seinen 
Fachabteilungen entsprechend 
widerspiegelt. Dies wäre die 
optimale Zusammensetzung, 
um als von der Gesamtheit der 
Beschäftigten „legitimiertes“ 
Kollektivorgan wirken zu kön-
nen.

DBB NRW Magazin: Der E-
Government-Prozess wird 
enorme Veränderungen in der 
Arbeitsorganisation und den 
einzelnen Arbeitsplätzen brin-

gen. Was tun Sie, damit bei 
dem Prozess die Interessen der 
Kolleginnen und Kollegen nicht 
unter die Räder kommen?
Himmet Ertürk: E-Government 
war auch auf unserem Ge-
werkschaftstag ein Thema. 
Dort gab es mit den von uns 
eingeladenen Vertretungen 
der Landtagsfraktionen eine 
interessante Podiumsdiskussi-
on. Und Sie haben natürlich 
recht: E-Government wird uns 
massiv betreffen. 

Man darf nicht vergessen, dass 
dieser Prozess in der Gesetzes-
begründung mit einem sechs-

prozentigen Einsparungspo-
tenzial im Personalhaushalt 
vorgestellt wurde. Dieser wur-
de nicht schlüssig dargelegt, 
sondern stellt lediglich eine 
Vermutung dar. Ein solches 
Vorgehen ist meines Erachtens 
nicht gerechtfertigt. Und: Das 
Prozedere wird einen langfris-
tigen Übergangszeitraum ha-
ben mit der Folge, dass man 
über einen gewissen Zeitraum 
sowohl auf Papier als auch 
über den digitalen Weg kom-
munizieren wird. Der Prozess 
soll nach der Koalitionsverein-
barung 2025 abgeschlossen 
sein. Das ist aus unserer Sicht 
ein ambitioniertes Ziel – wir 
werden sehen, ob es realisier-
bar sein wird. Ein Ministerium 
und eine Bezirksregierung sol-
len zunächst Pilotbehörden 
sein. Wir erwarten hier von der 
Politik eine enge Abstimmung 
mit den Verbänden. Aber auch 
für unsere Führungskräfte be-
deutet die Einführung der Digi-
talisierung eine andere Art der 
Kommunikation und Führung. 
Stichwort mobile Arbeitsplät-
ze, die Ausbildungsinhalte für 
unsere Nachwuchskräfte müs-
sen angepasst werden. 

DBB NRW Magazin: Inwieweit 
kann Sie der Deutsche Beam-
tenbund Nordrhein-Westfalen 
unterstützen? 
Himmet Ertürk: Wir arbeiten 
eng und vertrauensvoll mit 
dem DBB NRW zusammen.  
Dabei halte ich den Austausch 
auf DBB Ebene zwischen den 

Personalvertretungen aus mei-
ner Sicht für dringend erfor-
derlich und förderlich. Die Ein-
richtung einer Arbeitsgruppe 
zum Thema E-Government auf 
der Ebene des DBB NRW würde 
ich zudem sehr begrüßen. 

DBB NRW Magazin: 
Abschließend noch eine Frage: 
Ist die Bezeichnung Ihres Ver-
bandes „vdla Gewerkschaft“, 
nicht ein zu sperriger Name, 
auch für die Mitgliederwer-
bung?
Himmet Ertürk: Eine Gewerk-
schaft muss doch ein bisschen 
sperrig sein, um sich Gehör zu 
verschaffen – aber im Ernst: 
Nein! Der Name vdla sagte im 
Prinzip aus, was und wer wir 
sind. Und es gelingt uns immer 
wieder ganz gut, unsere Ge-
werkschaft – auch mit diesem 
Namen – erfolgreich zu prä-
sentieren. Und das ist es, was 
für die Mitgliederwerbung 
zählt.

DBB NRW Magazin: 
Vielen Dank und viel Erfolg! 
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DBB Stadtverband 
Düsseldorf in Berlin
Vorstand besucht Bundestag, Bundesrat und 
Bundeskanzleramt

Auf Einladung von Thomas 
Jarzombek MdB reiste der 
DBB Düsseldorf vom 11. bis 
14. Juni 2017 nach Berlin. 
Auf dem Programm standen 
die Besichtigung des Plenar-

saals im Deutschen Bundes-
tag, Bundeskanzleramt, 
Bundesrat, Dokumentations-
zentrum des Terrors und die 
Gedenkstätte des Deutschen 
Widerstands. 
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Mit dabei waren: Joachim Klein, Vorsitzender des DBB Düsseldorf, Karl-Heinz 
Florian (vdla), Ralf Eisenhöfer (komba), Petra Reichling (DPhV), Rainer Linden 
(PhV), Jennifer Ferdinand (vdla), Klaus Plattes (DJG) und Karoline Baier (BDR) 
vom Vorstand des DBB Düsseldorf. 

DBB Kreisverband 
Remscheid trifft 
Menschen aus Namibia
Ein sehr interessanter und intensiver 
Informationsaustausch
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Auf dem Bild von links nach rechts: 
Tomas van Aken (Kreisvorsitzender DBB Remscheid), Frederik Afrikaner 
(Leonhardville – Namibia), Eva Kien (Ev. Johannes-Kirchengemeinde), 
Simon Kharuxab (Leonardville – Namibia), Kerstin Ruf und Friedhelm Krämer 
(Ev. Luther-Kirchengemeinde). 

DBB Kreisverband 
Märkischer Kreis: 
neuer Vorstand gewählt
Am 20. Juni 2017 fand die 
Sitzung des Gesamtvor-  
standes des DBB Kreisver- 
bandes Märkischer Kreis 

unter Anwesenheit des stell-
vertretenden DBB NRW Vor-
sitzenden Wolfgang Römer 
statt. 

Bei sommerlichen Tempera- 
turen stand auch die Wahl 
eines neuen Vorstands an. 
 
Gewählt wurden: Frank Göcke, 
Vorsitzender (BSBD), Dirk Buse 
(komba), Philipp Röster (DSTG) 
und Rolf Eder (GDV). Zu Kas-
senprüferinnen wurden Mela
nie Meyer (komba) und Farina 
Kirstein (DSTG) gewählt.

Während der Sitzung wurde 
wieder einmal mehr als deut-
lich, dass es bei zukünftigen 
Tarifverhandlungen wichtig 
ist, sich bei geplanten De-
monstrationen und Protesten 
zu beteiligen. Im Anschluss an 
den offiziellen Teil ließen die 
An wesenden den Abend mit 
anregenden Gesprächen aus-
klingen. 

 Neuer Vorstand mit Wolfgang Römer


